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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die politische Treupflicht der Angehörigen des öffentlidien Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Die im öffentlichen Dienst stehenden Per- 
sonen müssen sich durch ihr gesamtes Ver- 
halten zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung bekennen. 

§ 2 

Bewerber, die nicht die Gewähr dafür 
bieten, daß sie die Voraussetzung des § 1 er- 
füllen, sind für den öffentlichen Dienst nicht 
geeignet. 

§ 3 

Den Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
ist eine Mitgliedschaft in Organisationen ver- 
boten, die im Widerspruch zu den Pflichten 
nach § 1 steht. Das gleiche gilt für eine Be- 
tätigung in Organisationen oder ihre Unter- 
stützung oder für eine Teilnahme an sonstigen 
Bestrebungen gleidier Art. 

4 

(1) Die Bundesregierung stellt mit Wirkung 
für die Personen, die im Dienst des Bundes 
und der der Bundesaufsicht unterliegenden 
KÖrpersdiaften, Anstalten oder Stiftungen des 
öffentlichen Rechts stehen, die Organisationen 
und Bestrebungen fest, für die das im § 3 ent- 
haltene Verbot gilt. Die Landesregierungen 
treffen diese Feststellung für die Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes ihres Landes und der 
ihrer Landesaufsicht unterstehenden Körper- 
schaften, Anstalten oder Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts. Die Feststellungen sind zu ver- 
öffentlichen. Sie binden alle Verwaltungs- 
behörden und Verwaltungsstellen. 

(2) Hält ein Gericht die Betätigung oder 
Mitgliedschaft bei einer von der Bundes- oder 
Landesregierung gemäß § 4 Abs. 1 bezeich- 
neten Organisation oder deren sonstige Unter- 
stützung mit den Pflichten nach § 1 für ver- 


einbar, so hat es das Verfahren auszusetzeii 
und, wenn die Feststellung nach Absatz 1 von 
der Bundesregierung getroffen ist, der Bundes- 
regierung aufzugeben, eine Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts, wenn die Fest- 
stellung nach Absatz 1 von einer Landesregie- 
rung getroffen ist, der Landesregierung auf- 
zugeben, eine Entscheidung des obersten Ver- 
waltungsgerichts dieses Landes einzuholen. Die 
Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 
binden mit Ausnahme des Bundesverfassungs- 
gerichts alle Gerichte des Bundes und der 
Länder auch hinsichtlich entsprechender Fest- 
stellungen der Landesregierungen; die Ent- 
scheidungen des obersten Verwaltungsgerichts 
des Landes binden alle Gerichte eines Landes 
mit Ausnahme des Landesverfassungsgerichts. 

§ 5 

(1) Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
die gegen § 3 verstoßen, machen sich einer 
schweren Pflichtverletzung schuldig. 

(2) In den Fällen des § 3 ist gegen Richter, 
Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit das 
förmliche Dienststrafverfahren mit dem Ziel 
der Entfernung aus dem Dienst einzuleiten, 
das Beamtenverhältnis der Beamten auf 
Widerruf (Kündigung) zu beenden. Entspre- 
chendes gilt für die dienstordnungsmäßigen 
Angestellteif bei den Trägern der Sozialver- 
sicherung. Landesgesetzliche Vorschriften, die 
statt des förmlichen Dienststrafverfahrens die 
Entlassung des Beamten vorsehen, bleiben un- 
berührt. 

(3) Angestellte und Arbeiter sind bei Ver- 
stößen gegen § 3 fristlos zu entlassen. Wenn 
besondere Milderungsgründe vorliegen, so 
darf die Entlassung auch unter Einhaltung der 
gesetzlichen oder tariflichen Kündigungsfrist 
ausgesprochen werden. Unter der gleichen 
Voraussetzung kann das Arbeitsgericht einem 
fristlos Entlassenen die Vergütung zusprechen, 
die ihm bei Einhaltung der gesetzlichen oder 
tariflichen Kündigungsfrist zustände. Soweit 
nach sonstigen Bestimmungen die Kündigung 
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an die Beteiligung anderer Stellen gebunden 
ist, bedarf es dieser Beteiligung nicht. 

§ 6 

(1) Leitet eine der Bundes- oder Landes- 
aufsidit unterstehende Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts gegen 
einen Beamten, der sich eines Dienstvergehens 
im Sinne des § 3 schuldig macht, ein Dienst- 
strafverfahren nicht ein oder spricht sie den 
Widerruf (Kündigung) nicht aus, so ist hierzu 
die Aufsichtsbehörde befugt. 

(2) Spricht eine der Bundes- oder Landes- 
aufsidit unterstehende Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlidien Rechts gegen 
einen Angestellten oder. Arbeiter, der sich 
einer Pflichtverletzung im Sinne des § 3 
sdiuldig macht, die Kündigung nicht aus, so 
kann die Aufsichtsbehörde sie hierzu an- 
welsen. 

§ 7 

(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 6 gelten 
auch für Ruhestandsbeamte und die ihnen 
gleidigestellten Personen mit Versorgungs- 
bezügen. 

(2) Bei Ruhestandsbeamten und früheren 
Beamten mit Versorgungsbezügen ist das 
förmlidie Dienststrafverfahren mit dem Ziel 
der Aberkennung der Versorgungsbezüge ein- 
zuleiten. 

(3) Soweit ehemalige Angestellte oder Ar- 
beiter nach Dienstordnungen, Ortssatzungen 
oder Betriebssatzungen nach beamtenrecht- 
lichen Grundsätzen Versorgungsbezüge oder 
Ruhelohn erhalten, ist das in den Dienst- 


ordnungen oder Satzungen vorgesehene Ver- 
fahren durchzuführen. Gegen diese Entschei- 
dungen steht der Rechtsweg vor den Arbeits- 
geriditen offen. 

(4) Soweit ehemaligen tarifmäßigen oder 
außertariflichen Angestellten Versorgung nach 
dem Beamtenrecht gewährt wird, sind die 
Versorgungsbezüge zu entziehen. Gegen diese 
Entscheidungen steht der Rechtsweg vor den 
Arbeitsgerichten offen, 

§ 8 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 7 gelten sinn- 
gemäß auch für den durch das Gesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen vom 11. Mai 1951 (Buhdesgesetzbl. I 
S. 307) umschriebenen Personenkreis. § 9 
Abs. 2 des genannten Gesetzes bleibt un- 
berührt. 

§ 9 

Bis zu dem Zeitpunkt, in dem das Bundes- 
verwaltungsgericht seine Tätigkeit aufnimmt, 
tritt für die Entscheidungen nach § 4 Abs. 2 
an seine Stelle ein Senat des Bundesgerichts- 
hofs, der auch das Verfahren regelt. 

§ 10 

(1) Das Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Es gilt auch im Lande Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung die Anwendung des Ge- 
setzes beschlossen hat. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Dieser Gesetzentwurf läßt sich die bitteren 
Erfahrungen der letzten zwei Jahrzehnte 
deutscher Geschichte zur Lehre dienen. Ein 
Staat, der den gegen die Grundlagen seiner 
verfassungsmäßigen Ordnung wirkenden 
Kräften freien Lauf läßt oder ihnen nur mit 
halben Maßnahmen entgegentritt, gibt sich 
selbst preis. Soll die nadi einer beispiellosen 
nationalen Katastrophe wiederhergestellte 
freiheltlldie demokratische Grundordnung 
nicht neuen Gefahren ausgeliefert werden, 
so muß die Staatsführung entschlossen sein, 
sich verfassungswidriger Umtriebe rechtzeitig 
und mit fester Hand, selbstverständlich unter 
voller Wahrung rechtsstaatlicher Grundsätze, 
zu erwehren. 

In dieser Erkenntnis setzt das Grundgesetz 
den Freiheitsrechten, die es dem Einzelnen zu 
seinem Schutze gegen Übergriffe der Staats- 
gewalt und zur Sicherung seiner unbehinderten 
Teilnahme am öffentlidien Leben In reicher 
Fülle gewährt, da eine Schranke, wo diese 
Rechte dazu mißbraucht werden, die freiheit- 
liche demokratische Ordnung selbst zu be- 
kämpfen (Artikel 2 Abs. 1, Artikel 5 Abs. 2, 
Artikel 9 Abs. 2, Artikel 18). 

Der vorliegende Gesetzentwurf zieht aus 
diesem Rechtsgedanken konkrete Folgerungen 
für den Sonderbereich des öffentlichen 
Dienstes. Dieser kann bei einem kritischen An- 
wachsen staatsfeindlicher Strömungen zu 
einem ernsten Gefahrenherd werden. Die 
Hand des Staates ist gelähmt, wenn wesent- 
liche Teile des Personals, auf dessen Dienste 
er angewiesen ist, um seinen Willen zu ver- 
wirklichen und seine Aufgaben zu erfüllen, 
verfassungsfeindlichen Kräften hörig sind. 
Deshalb ist es für den demokratischen Staat 
ein Gebot der Selbsterhaltung, den öffent- 
lichen Dienst von Elementen frelzuhaltcn, die 
als Feinde der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung erkannt sind. 

Wer im öffentlichen Dienst steht, Ist durch 
eine gesteigerte Treupflicht mit dem Staate 
verbunden. Diese reicht weiter und schließt 
engere Bindungen ein, als die jedem Staats- 
bürger obliegende Pflicht zu gesetzmäßigem 
Verhalten. Eine Betätigung, die anderen 
Staatsbürgern noch freisteht, kann dem Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes verwehrt 
sein, weil sie mit der besonderen, in seinem 
Dienstverhältnis begründeten Treupflicht un- 
vereinbar ist. 


Dies gilt vornehmlich für die Beamten. Der 
Gedanke der Treuebindung an den Staat hat 
von jeher, wenn auch in einem durch die 
geschichtliche Entwicklung bedingten Gestalt- 
wandel, zum Wesenskern des deutschen Be- 
amtentums gehört. Nach einem zwölfjährigen 
Mißbrauch dieses Treueverhältnisses durch 
eine schmähliche Tyrannei hat es durch die 
Wiederherstellung der freiheitlichen demo- 
kratischen Grundordnung seinen sinnvollen, 
sittlich verpflichtenden Inhalt zurückgewon- 
wonnen. 

Aber auch von den im öffentlichen Dienst 
tätigen Angestellten und Arbeitern, mag auch 
sonst ihre rechtliche Bindung an den Staat 
weniger eng sein als die der Beamten, fordert 
ihre Berufspflicht mehr als nur die äußer- 
liche Erfüllung ihrer Dienstobliegenheiten. 
Auch sie müssen die Gewähr bieten, daß sie 
dem demokratischen Staat in .jeder Lage die 
Treue wahren. Ein Verhalten, mit dem sie 
sich zu der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung In einen bewußten Gegensatz 
stellen. Ist mit den Berufspflichten, die sie 
durch ihren Eintritt in den öffentlichen Dienst 
übernommen haben, unvereinbar. 

Deshalb verlangt schon § 3 Nr. 1 des Vor- 
läufigen Bundesperscuialgesetzes vom 17. Mai 
1950 (inhaltlich aufgenommen in den § 3 
Abs. 2 der Bundesfassung des Deutschen Be- 
amtengesetzes) von allen im öffentlichen 
Dienst stehenden Personen, somit auch von 
den Angestellten und Arbeitern, daß sie sich 
durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheit- 
lichen demokratischen Grundordnung be- 
kennen. § 1 des vorliegenden Entwurfs spricht 
die gleiche Forderung aus und enthält daher 
für den Bereich der Bundesverwaltung nur 
eine Wiederholung. Aber er erhebt zugleich 
diesen Grundsatz zu einer Rahmenvorschrift, 
die, ebenso wie die zu seiner praktischen Ver- 
wirklichung dienenden folgenden Einzelvor- 
schriften des Entwurfs, als unmittelbar gel- 
tendes Recht nach Artikel 75 Nr. 1 des Grund- 
gesetzes für den gesamten öffentlichen Dienst, 
also auch den der Länder, der Gemeinden, der 
Gemeindeverbände und der Nichtgebietskör- 
perschaften, verbindlich sein soll. Die §§ 2 — 8 
des Entwurfs sollen diesen Grundsatz durch 
eine konkrete Ausgestaltung und eine den 
rechtsstaatlichen Anforderungen entsprechende 
Verfahrensregelung praktisch wirksam 
machen. Sie sind nicht entbehrlich, da eine 
allzu allgemein gehaltene Rechtsnorm, auf 
sich allein gestellt, erfahrungsgemäß der Ge- 
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fahr ausgesetzt ist, auf dem Papier stehen zu 
bleiben. Die im Artikel 72 Abs. 2 des 
Grundgesetzes geforderten Voraussetzungen 
für ein Rahmengesetz des Bundes sind er- 
füllt, da in einer Frage von so fundamen- 
taler Bedeutung für den öffentlichen Dienst 
Reditseinheit innerhalb des Bundes bestehen 
muß. 

Die Bundesregierung unternimmt mit diesem 
Entwurf einen weiteren und entscheidenden 
Schritt auf dem Wege, der mit der Aufnahme 
des § 3 Nr. 1 in das Vorläufige Bundesper- 
sonalgesetz betreten und mit dem sich hierauf 
gründenden Beschluß der Bundesregierung 
vom 19. September 1950 (Gemeinsames Mini- 
sterialblatt 1950 S. 93) fortgesetzt worden ist. 
Sie entspricht damit zugleich einer Anregung 
aus den Reihen der Länderregierungen, die 
zwar den Grundgedanken des Septemberbe- 
schlusses einhellig bejaht haben, sich aber zum 
Teil an seiner Verwirklichung im eigenen 
Hoheitsbereich durch rechtliche Schwierig- 
keiten behindert gesehen und deshalb den 
Wunsch nach einer eindeutigen gesetz- 
geberischen Untermauerung durch den Bund 
geäußert haben. 

II. Im einzelnen 

Zu § 2: 

Diese Vorschrift entspricht inhaltlich dem § 26 
Abs. 3 Satz 2 des Deutschen Beamtengeset- 
zes in der Fassung des Bundespersonal- 
gesetzes. 

Zu § 3; 

Das in § 3 ausgesprochene Verbot ergibt sich 
bereits aus der Verpflichtung der Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes zu einem ver- 
fassungstreuen Verhalten. Es kann nicht dem 
Einwand begegnen, daß es eines der ver- 
fassungsmäßig gewährleisteten Grundrechte, 
etwa das Recht der Vereinigungsfreiheit 
(Artikel 98 GG), das Recht der freien 
Meinungsäußerung f Artikel 5 Abs. 1) oder 
den Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3, ver- 
letze. Den Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes stehen zwar, wie Jedem anderen, nach 
den Artikeln 5 und 9 GG grundsätzlich die 
Rechte der freien Meinungsäußerung und der 
Vereinigungsfreiheit zu. Das Recht der freien 
Meinungsäußerung findet aber nach Artikel 5 
Abs. 2 GG seine Schranke in den Vor- 
schriften der allgemeinen Gesetze. Zu 
diesen gehören auch diejenigen Rechts- 
normen, die die für den öffentlichen Dienst 
unerläßlichen Pflichtenbindungen regeln, 


somit auch der § 1 des Entwurfs, der 
einen schon aus dem Wesen des öffentlichen 
Dienstes abzuleitenden Grundsatz in positiv- 
rechtliche Form bringt. Ebenso müssen sich die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes bei der 
Ausübung des Rechts der Vereinigungsfreiheit, 
das sich nach Artikel 9 GG ebenfalls nur im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 
bewegen darf, die Beschränkung auferlegen, 
die sich für sie aus § 1 ergibt. In Artikel 130 
Abs. 2 der Weimarer Verfassung war den 
Beamten die Freiheit der politischen Ge- 
sinnung und die Vereinigungsfreiheit beson- 
ders gewährleistet. Trotz dieser ausdrücklich 
auf die Beamten abzielenden Sondervorschrift 
haben die obersten Dienststrafgerichte der 
Weimarer Republik in übereinstimmender 
Rechtsprechung entschieden, daß den Beamten 
bei ihrer politischen Betätigung Grenzen ge- 
setzt sind, die sich aus den Beamten gesetzen 
ergeben. Nach den Grundsätzen dieser Recht- 
sprechung verbot auch damals die Treue- 
pflicht den Beamten, von dem Recht der 
freien Meinungsäußerung und der pollrischen 
Betätigung einen gleich weiten Gebrauch zu 
machen, wie es jedem anderen Staatsbürger ge- 
stattet war, der nicht unter den im öffent- 
lichen Interesse notwendigen dienstrechtlichen 
Bindungen stand. Die Beamten hatten daher 
bei der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte 
stets diejenige Mäßigung und Zurückhaltung 
zu wahren, die durch ihre Stellung als Diener 
der Gesamtheit und durch das Ansehen ihres 
Amtes bedingt war. Wenn aber den Beamten 
unter der Herrschaft der Weimarer Ver- 
fassung trotz der Garantie des Artikels 130 
Abs. 2 bei der politischen Betätigung Schran- 
ken gesetzt waren, so müssen diese be- 
sonderen Pflichten der Beamten erst recht 
unter der Geltung des Grundgesetzes, das eine 
solche Sonder Vorschrift wie die der Weimarer 
Verfassung nicht kennt, bejaht werden. Ebenso 
wie die Beamten sind die Angestellten und 
Arbeiter im öffentlichen Dienst durch § 1 des 
Entwurfs verpflichtet, sich zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung zu bekennen. 
Diese Pflicht legt ihnen gleichfalls die Be- 
schränkung auf, sich bei ihrer politischen Be- 
tätigung im Rahmen der freiheitlichen demo- 
kratischen Grundordnung zu bewegen. 

Wenn Angehörige des Öffentlichen Dienstes 
bei ihrer politisäen Betätigunfr die Grenzen 
überschreiten, die ihnen durch § 1 gezogen 
sind, so können sie sich auch nicht darauf be- 
rufen, daß nach Artikel 3 Abs. 3 GG niemand 
wegen seiner politischen Anschauung benach- 
teiligt werden darf. Denn diese Vorschrift 
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scälützt nur eine gesetzlldi erlaubte politlsdie 
Betätigung, gibt aber keinen Freibrief für ein 
Verhalten, das die dienstrechtliche Treupflicht 
verletzt (vgl. Anschütz, Die Verfassung des 
Deutschen Reichs 13. Auflage, Erläuterungen 
zu Artikel 118 Abs. 1 Satz 2 der Weimarer 
Verfassung, S. 490 und die dort angeführte 
Literatur). 

In § 3 des Gesetzentwurfs wird den Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes verboten, 
Organisationen anzugehören, sie zu unter- 
stützen oder sich für sie zu betätigen, wenn 
die Mitgliedschaft, Unterstützung oder Be- 
tätigung im Widerspruch zu den dienstlichen 
Pflichten nach § 1 steht. Zu den Organisa- 
tionen in diesem Sinne können auch Parteien 
gehören. Es bedarf hier nicht erst des Ver- 
fahrens nach Artikel 21 GG, nach dem die 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer 
Partei dem Bundesverfassungsgericht Vorbe- 
halten ist. Die Feststellung der Verfassungs- 
widrigkeit einer Partei hat weitreichende Fol- 
gen für die staatsrechtliche Stellung, die die 
Partei als Faktor bei der politischen Willens- 
bildung des Volkes nach Artikel 21 Abs. 1 
Satz 1 GG einnimmt. Mit Rücksicht auf diese 
umfassenden staatsrechtlichen Wirkungen ist 
die Entscheidung dem Bundesverfassungs- 
gericht Vorbehalten. Fiieraus ergibt sich jedoch 
keineswegs, daß auf dem durch besondere 
Rechtsgrundsätze beherrschten Gebiet des 
öffentlichen Dienstes die gebotenen Folgerun- 
gen aus der verfassungswidrigen Betätigung 
einer Partei erst nach förmlicher Feststellung 
dieser Verfassungswidrigkeit durch das Bun- 
desverfassungsgericht gezogen werden dürften. 
Auch solange die Verfassungswidrigkeit vom 
Bundesverfassungsgericht noch nicht festge- 
stellt Ist, kann die Betätigung für eine solche 
Partei den Angehörigen des Öffentlichen 
Dienstes als unvereinbar mit ihrer Verpflich- 
tung zur Verfassungstreue verwehrt sein, 
während sie anderen Staatsbürgern noch ge- 
stattet Ist. Die Gesichtspunkte, von denen 
sich die Im § 43 des Gesetzes über das Bun- 
desverfassungsgericht vom 12. März 1951 
(BGBl. I S, 243) genannten Verfassungs- 
organe bei ihrer Entschließung darüber leiten 
zu lassen haben, ob sie einen Antrag auf 
Grund des Artikel 21 GG stellen wollen, sind 
wesentlich andere als die Erwägungen, die 
für die Einleitung von Maßnahmen wegen 
Verletzung von Dienstpflichten maßgebend 
sind. Das gleiche gilt hinsichtlich der Orga- 
nisationen ohne Parteicharakter In den Fäl- 
len des Artikel 9 Abs. 2 GG und des § 129 a 
StGB in der Fassung des Strafrechtsände- 


rungsgesetzes vom 30. August 1951 (BGBll 
S. 739). 

Ebensowenig kommt in solchen Fällen ein 
Verfahren nach Artikel 18 GG in Frage. Der 
Anlaß zu den vorgesehenen Maßnahmen 
liegt nicht in einem Mißbrauch von Grund- 
rechten, sondern in einer Verletzung von 
Dienstpflichten. Die Vorschrift des Artikel 18 
GG richtet sich gegen den Staatsbürger, der 
ihm an sich zustehejide Grundrechte miß- 
braucht, während es sich bei den Angehöri- 
gen des öffentlichen Dienstes darum handelt, 
daß sie Ihre Treueverpflichtung verletzen 
und die durch § 1 des Entwurfs gezogenen 
Grenzen überschreiten. Es ist Aufgabe des 
Dienststrafrichters oder des Arbeitsrichters, 
die Verletzung einer Dienstpflicht festzu- 
stellen. Diese Aufgabe ist aber eine andere 
als die des Bundesverfassungsgerichts, das 
nach Artikel 18 GG die Verwirkung be- 
stimmter Grundrechte wegen der Verletzung 
allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten aus- 
spricht. Maßnahmen gegen Angehörige des 
öffentlichen Dienstes wegen Verletzung der 
Treuepflicht sind daher an die Voraussetzung 
einer positiven Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts auf Grund des Artikel 18 
GG nicht gebunden. 

Neben der Teilnahme an verfassungsfeind- 
lichen Organisationen ist den Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes auch verboten, son- 
stige Bestrebungen zu unterstützen oder sich 
für sie zu betätigen, wenn die Unterstützung 
oder Betätigung im Widerspruch zu § 1 
steht. Der Begriff der Betätigung umfaßt 
nicht nur die Fälle einer länger dauernden 
Mitwirkung bei verfassungswidrigen Bestre- 
bungen, sondern auch Einzelaktionen, setzt 
aber immerhin ein zweckbewußtes, planvol- 
les Handeln voraus. Gelegentliche, mehr oder 
weniger unbedachte Äußerungen des Miß- 
vergnügens, die eine Mißachtung der frei- 
heitlichen demokratischen Staatsordnung er- 
kennen lassen, mögen zwar gegen § 1 ver- 
stoßen und ein Dienstvergehen darstellen, 
fallen aber nicht unter § 3. 

Zu § 4; 

Die Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
dürfen erwarten, daß ihnen Klarheit darüber 
gegeben wird, welche Organisationen von 
dem Verbot des § 3 erfaßt werden. Für den 
einzelnen ist es oft nicht leicht, den verfas- 
sungswidrigen Charakter einer Organisation 
zu erkennen, zumal wenn diese sich tarnt. 
Der Bundesregierung und den Landesregle- 
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ningen stehen dagegen genügende Unter- 
lagen über die Wirksamkeit und die Ziele 
der Organisationen zur Verfügung. Ihnen 
überträgt daher § 4 die Aufgabe, jeweils für 
ihren Bereich diejenigen Organisationen in 
verbindlicher Weise zu bezeichnen, die von 
dem Verbot des § 3 betroffen werden. Die 
Feststellungen der Bundesregierung und der 
Landesregierungen binden die Verwaltungs- 
behörden und Verwaltungsstellen, nicht aber 
die Geridite; sie unterliegen vielmehr gemäß 
den^ Grundsätzen des Reditsstaats der rich- 
terlichen Nachprüfung. Diese kann aber nicht 
sAlechthin einer Vielzahl unabhängig von 
einander entscheidender Gerichte überlassen 
bleiben. Es könnte dies dazu führen, daß sich 
umfangreiche und mit einem beträchtlichen 
Aufwand verbundene Beweiserhebungen 
über Ziele und Wirken ein und derselben 
Organisation vor den verschiedenen Gerich- 
ten hundertfach wiederholen würden. Auch 
bestände die Gefahr auseinandergehender 
Entscheidungen, während doch die Frage, ob 
sich eine Organisation in solchem Maße ver- 
fassungswidrig betätigt, daß ihre Unter- 
stützung mit der ciienst rechtlichen Treu- 
pflicht unvereinbar ist, dringend einer ein- 
heitlichen und allgemeingültigen, überdies 
auch einer schnellen Klärung bedarf. Deshalb 
ist es zur Verhütung einer sAädlichen Rechts- 
verwirrung unerläßlich, daß Entscheidungen, 
durch die eine Organisation abweichend von 
der durch eine Regierung getroffenen Fest- 
stellung als für die Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes erlaubt erklärt wird, von 
vorn herein den obersten Gerichten vor 
behalten werden und darüber hinaus auch 
deren Rechtsprechung soweit wie möglich 
koordiniert wird. 

Deshalb verpflichtet ^ 4 Abs. 2 des Ent- 
wurfs das Gericht fDienststrafgericht, Ver- 
waltungsgerirht, ArbeitsgerlchtV falls es in 
einem bei ihm anhängigen Verfahren die 
F»*age der dienstrechtlichen Erlaubtheit der 
Teilnahme an einer bestimmten Organisation 
abweichend von der durch die Bundesregie- 
rung oder eine Landesregierung nach ^ 4 ge- 
troffenen Feststellung beurteilt, das Verfah- 
ren auszusetzen und, je nach Lage des 
Falles, durch Vermittlung der Bundesregie- 
rung oder der Landesregierung eine Entschei- 
dung des Bundesverwaltungsgerichts oder des 
obersten Verwaltungsgerichts des Landes 
über die streitige Frage herbeizuführen. Die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
hat bindende Kraft für alle Gerichte des 
Bundes und der Länder mit Ausnahme des 


Bundesverfassungsgerichts, die Entscheidung 
eines obersten Landesverwaltungsgerichts bin- 
det alle Gerichte des Landes mit Ausnahme 
des Landesverfassungsgerichts. 

Die Möglichkeit, für derartige Fälle durch 
Bundesgesetz eine Zuständigkeit des Bun- 
desverwaltungsgerichts vorzuschreiben, Ist 
auch Im § 10 des Entwurfs eines Gesetzes 
über das Bundesverwaltungsgericht vorge- 
sehen. In diesem Gesetz wird auch das Ver- 
fahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
geregelt werden. 

Solange das Bundesverwaltungsgericht noch 
nicht besteht, soll ein Senat des Bundes- 
gerichtshofs zuständig sein (§ 8). 

Von den Landesregierungen darf erwartet 
werden, daß sie sich bei den nach § 4 von 
ihnen zu treffenden Feststellungen eine Ver- 
ständigung mit der Bundesregierung ange- 
legen sein lassen, damit wesentlichere Ab- 
weichungen von den Feststellungen der Bun- 
desregierung vermieden werden. 

Zu § 5: 

Da Verstöße gegen § 3 schwere Pflichtver- 
letzungen sind, werden die Einleitungsbehör- 
den f§ 29 RDStO) in § 5 Abs. 2 angewie- 
sen, bei Beamten auf Lebenszeit oder auf Zeit 
das förmliche Dienststrafverfahren mit dem 
Ziel der Entfernung aus dem Dienst einzu- 
leiten. Beamte auf Widerruf oder auf Kün- 
digung sind zu entlassen. Bel Angestellten 
und Arbeitern liegt, da es sich bei den Fällen 
des ^ 3 um schwere Pflichtverletzungen auch 
Im Sinne des Arbeitsrechts handelt, In der 
Rep-el ein wichtiger Grund im Sinne des § 626 
BGB vor, der eine fristlose Entlassung recht- 
fertigt. Fs Ist daher im 5 5 Abs. 3 vorge- 
sehen, daß in diesen Fällen Angestellte^ und 
Arbeiter fristlos zu entlassen sind. Liegen 
jedoch besondere Milderungsgründe vor, so 
soll anstatt der fristlosen Entlassung die Ent- 
lassung Einh^lmng der gesetzllriien 

oder tariflichen Kündigungsfrist verfügt 
werden dürfen. Da hier besonders schwer- 
wiegende Verstöße gegen die Treupflicht vor- 
liegcn, geht es nicht an, die Entscheidung der 
Entlassungsbchörde an die Zustimmung ocler 
sonstige Beteiii<^ung anderer Stellen zu bin- 
den. Daher soll insbesondere eine Betelli<^ung 
des Betriebsrats oder sonstiger Personalver- 
tretungen in diesen Fällen auch dann nicht 
erforderlich sein, wenn sie an sich durch 
Rechtsvorschriften oder in Betriebsverein- 
barungen vorgesehen ist. 
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Zu S 6: 

Um eine cinhcitUchc DurAführung dcsy Ge- 
setzes siAerzustellen, erhalten die AufsiAts- 
Behörden durA § 6 Abs. 1 die Befugnis, 
selbst ein Dienststrafverfahren gegen Beamte, 
die siA eines Dienstvergehens im Sinne des 
§ 3 sAuldig gemaAt haben, einzuleiten, falls 
der zunäAst hierzu berufene Dienstherr dies 
unterläßt. Die KommunalaufsiAtsbehörden 
sind zwar im allgemeinen bereits jetzt naA 
dem geltenden LandesreAt unter gewissen 
Voraussetzungen zur Einleitung von Dienst- 
strafverfahren gegen Beamte der Gemeinden 
und Gemeindeverbände befugt. Diese Rege- 
lungen sind jedoA uneinheitliA und bieten 
zum Teil keine volle Gewähr dafür, daß die 
Grundsätze der §§ 3 — 5 dieses Gesetzent- 
wurfs auA in den Kommunalverwaltungen 
zur Wirkung kommen. 

Da die KommunalaufsiAt siA auf die Kon- 
trolle der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
besAränkt, haben die KommunalaufsiAts- 
behörden regelmäßig niAt das ReAt, die 
Verwaltungsorgane der Gemeinden und 
Gemeindeverbände anzuweisen, Angestellte 
oder Arbeiter zu entlassen. Ebenso wie bei 
den Beamten ist aber auA bei den Angestell- 
ten und Arbeitern eine einheitliAe DurA- 
führung dieses Gesetzes notwendig. Die 
staatliAen AufsiAtsbehörden müssen daher 
das ReAt erhalten, den Gemeinden und Ge- 
meindeverbänden sowie den sonstigen der 
LandesaufsiAt unterliegenden Körpers Aaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
liAen ReAts die Weisung zu erteilen, Ange- 
stellten und Arbeitern, die gegen die Vor- 
sArift des § 3 verstoßen, das Dienstverhält- 
nis fristlos zu kündigen. 

Zu § 7; 

Im § 7 wird die Geltung des Gesetzes auf die 
dort bezeiAneten Personen ausgedehnt. Zu 
den „gleiAgestellten Personen mit Versor- 
gungsbezügen“ gehören auA die ehemaligen 


Angestellten und Arbeiter, denen naA 
Dienstordnungen, Ortssatzungen, Betriebs- 
satzungen oder Einzelarbeitsvertrag naA be- 
amtenreAtliAen Grundsätzen Versorgungs- 
bezüge oder Ruhelohn gewährt werden. 
Ebenso wie von den im Dienst befindliAen 
Angehörigen des öffentliAen Dienstes muß 
auA von den im § 7 bezeiAneten Personen, 
die aus öffentliAen Mitteln eine Versorgung, 
wie z. B. Ruhegehalt erhalten, erwartet wer- 
den, daß sie siA für die verfassungsmäßige 
Ordnung einsetzen oder ihr zum mindesten 
niAt entgegenhandeln. Bei sAweren PfliAt- 
verletzungen in den Fällen des § 3 ist gegen 
Ruhestandsbeamte und frühere Beamte . mit 
Versorgungsbezügen, das sind z. B. diszipli- 
nierte Beamte mit dem vollen oder einem 
Teil des Ruhegehalts, das förmliAe Dienst- 
strafverfahren mit dem Ziele der Aberken- 
nung der Versorgungsbezüge einzuleiten. So- 
weit Dienstordnungen usw. für Angestellte 
und Arbeiter Dienststrafverfahren vorsehen, 
ist dieses Verfahren durAzuführen; es muß 
aber der ReAtsweg vor den ArbeitsgeriAten 
zugelassen werden. Für sonstige Angestellte 
ist ein Dienststrafverfahren im allgemeinen 
nIAt vorgesehen, so daß insoweit nur eine 
Entziehung der Versorgungsbezüge im Ver- 
waltuneswege in BetraAt kommt. AuA hier 
muß jedoA der ReAtsweg vor den Arbeits- 
geriAten gewährleistet werden. 

Zu § 8: 

Bei Anwendung dieses Gesetzes ist zu be- 
rüAsiAtigen, daß naA § 9 Abs. 2 des Ge- 
setzes vom 11. Mai 1951 (BGBl. I S. 307) das 
Verfahren für die dort bezeiAneten Perso- 
nen noA näher geregelt werden wird. 

Zu § 9: 

EntspreAend dem Artikel 5 des StrafreAts- 
änderungsgesetzes entsAeidet bis zur ErriA- 
tung des Bundesverwaltungsgeri Ats der Bun- 
desgeriAtshof, der auA das Verfahren regelt. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge 

des Bundesrates 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über die politische Treupflicht der Angehörigen 

des öffentlichen Dienstes 


1. In der Präambel ist hinter dem Wort „hat** 
einzufügen; 

„mit Zustimmung des Bundesrates**. 
Begründung: 

Die Vorschriften der §§ 4 und 5 des Ge- 
setzes machen dieses nach Artikel 84 
Absatz 1 des Grundgesetzes zustimmungs- 
bedürftig. 

2. § 1 wird wie folgt neu gefaßt; 

„Die im öffentlichen Dienst stehenden 
Personen müssen jederzeit für die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung 
eintreten.** 

Begründung: 

Die Änderung bezweckt eine Angleichung 
an § 7 Absatz 1 Ziffer 2 des Entwurfs eines 
Bundesbeamtengesetzes. 

3. § 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Personen, die nicht die Gewähr dafür 
bieten, daß sie jederzeit die Pflichten 
des § 1 erfüllen, dürfen in den öffent- 
lichen Dienst nicht eingestellt werden.“ 

Begründung: 

Die Ersetzung des Wortes „Voraussetzung“ 
durch das Wort „Pflichten** ist durch die 
vorherige Änderung des § 1 bedingt, die 
Änderung des 2. Halbsatzes soll ent- 
gegen der bisherigen Fassung ein klares 
Einstellungsverbot aussprechen. 

4. § 4 wird wie folgt neu gefaßt; 

4 4 

(1) Die Bundesregierung stellt mit 
Wirkung für die Personen, die im Dienst 
des Bundes und der der Bundesaufsicht 
unterliegenden Körperschaften, An- 
stalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts stehen, die Organisationen und 


Bestrebungen fest, für die das im § 3 
enthaltene Verbot gilt. 

(2) Die Landesregierungen treffen 
diese Feststellung für die Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes ihres Landes 
und der ihrer Landesaufsicht unter- 
stehenden Körperschaften, Anstalten 
oder Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

(3) Die Feststellungen sind zu ver- 
öffentlichen. Sie binden alle Verwal- 
tungsbehörden und Verwaltungsstellen. 

(4) Hält ein Gericht in einem bei ihm 
anhängigen Verfahren eine nach Ab- 
satz 1 oder 2 getroffene Feststellung für 
ungerechtfertigt, so hat es das Verfahren 
auszusetzen und, wenn die Feststellung 
von der Bundesregierung getroffen 
war, eine Entscheidung des Bundesver- 
waltungsgerichts oder, falls die Fest- 
stellung von einer Landesregierung 
getroffen war, eine Entscheidung des 
obersten Verwaltungsgerichts dieses 
Landes darüber einzuholen, ob die 
Feststellung, daß für die betroffene 
Organisation oder Bestrebung das Ver- 
bot des § 3 gelte, begründet ist. 

(5) In dem Verfahren vor dem Bun- 
desverwaltungsgericht ist die Bundes- 
regierung, in dem Verfahren vor dem 
obersten Verwaltungsgericht eines Lan- 
des ist die Landesregierung zu hören, 

(6) Die Entscheidungen des Bundes- 
verwaltungsgerichts binden mit Aus- 
nahme des Bundesverfassungsgerichts 
alle Gerichte des Bundes und der Länder 
auch hinsichtlich entsprechender Fest- 
stellungen der Landesregierungen; die 
Entscheidungen des obersten Verwal- 
tungsgerichts des Landes binden alle Ge- 
richte eines Landes mit Ausnahme des 
Landesverfassungsgerichts. 
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( 7 ) 

Begründung; 

Die Einfügung der Worte „oder Bestre- 
bung‘‘ nach dem Wort „Organisation“ Im 
neuen Absatz 4 dient der Angleichung an 
§ 3 Satz 2. 

Die Streichung der Satzteile „der Bundes- 
regierung aufzugeben“ bzw. „der Landes- 
regierung aufzugeben“ in § 4 Absatz 2 der 
bisherigen Fassung erfolgt, da eine un- 
mittelbare Vorlage durch die Gerichte im 
Interesse der Verfahrensvereinfachung 
zweckmäßiger erscheint. 

Die Einfügung des neuen Absatzes 5 soll 
sicherstellen, daß trotz dieser Änderung 
die Regierungen zu den Entscheidungen 
der Gerichte gehört werden. 

Die übrigen Änderungen haben lediglich 
redaktionelle Bedeutung. 

Weiterhin bedarf es jedoch noch der Prü- 
fung, welche Folgerungen aus der Außer- 
kraftsetzung einer nadi § 4 getroffenen 
Feststellung durch die Entscheidung eines 
obersten Verwaltungsgerichts zu ziehen 
sind für etwaige vorher vollzogene und 
unanfechtbar gewordene Entlassungsmaß- 
nahmen in Fällen, die dieselbe Organi- 
sation betrafen. 

Die Bundesregierung hat eine entspre- 
chende Ergänzungsvorschrift In Aussicht 
gestellt. 

5. In § 5 erhält Absatz 1 folgende neue Fas- 
sung: 

„(1) Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes, die nach Veröffentlichung einer 
Feststellung gemäß § 4 Absatz 1 oder 2 
gegen § 3 verstoßen, machen sich einer 
schweren Pflichtverletzung schuldig.“ 

Begründung; 

Nach rechtsstaatlichen Grundsätzen dür- 
fen Verstöße nur verfolgt werden, wenn 
die Verbotsnorm vorher veröffentlicht 
war. 

6. § 5 Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„In den Fällen des Absatzes 1 ist gegen 
Richter, Beamte auf Lebenszeit oder auf 
Zeit im förmlichen Dienststrafverfahren 
auf Entfernung aus dem Dienst zu er- 
kennen; das Beamtenverhältnis der Be- 
amten auf Widerruf (Kündigung) ist zu 
beenden,“ 


Begründung: 

Die Ersetzung von § 1 durch Absatz 1 hat 
lediglich redaktionelle Bedeutung. 

Die Einfügung dieser absoluten Strafan- 
drohung soll ausschließen, daß die in be- 
sonders enger Treuebindung stehenden 
Lebens- und Zeltbeamten u. U., nadisich- 
tiger behandelt werden, als Angestellte und 
Arbeiter. Für eine Berücksichtigung be- 
sonderer Umstände bleibt dem Richter 
auch dann noch genügend Spielraum, da 
die Folgen der Entfernung aus dem Dienst 
durch Gewährung eines Unterhaltsgeldes 
gemildert werden können. 

7. In § 5 Absatz 3 soll es statt „bei Verstößen 
gegen § 3“ jetzt heißen: „in den Fällen 
des Absatzes 1“. 

Begründung; 

Wie zu Ziffer 6 Absatz 1. 

8. In § 5 Absatz 3 soll der letzte Satz als 
neuer Absatz 4 mit folgendem Wortlaut 
angefügt werden: 

„Soweit Maßnahmen nach Absatz 2 
und 3 nach sonstigen Bestimmungen an 
die Beteiligung anderer Stellen gebunden 
sind, bedarf es dieser Beteiligung nicht“. 

Begründung: 

Es erscheint nicht zweckmäßig, die Betei- 
ligung anderer Stellen nur in Fällen der 
Kündigung auszuschließen. 

% 

Die Anfügung in einem besonderen Ab- 
satz dient lediglich der besseren Klarheit. 

9. In § 6 Absatz 1 soll es statt des Wortes 
„befugt“ heißen: „verpflichtet“. 

Begründung: 

Die Änderung soll das Eingreifen der 
Dienstaufsichtsbehörde in jedem Falle 
sicherstellen. 

10. Aus dem gleichen Grunde ist in Absatz 2 
des S 6 das Wort „kann“ durch das 
Wort „hat“ zu ersetzen. 

11. Am . Schluß sollen die Worte: „Die ver- 
fassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt“ gestrichen werden. 

Begründung: 

Die Streichung ergibt sich aus der vor- 
geschlagenen Einfügung in die Präambel, 
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Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Anlage 3 


1 . 

Den Änderungsvorschrägen unter Nrn. 1, 3, 

5 und 7 bis 11 wird zugestimmt. 

IL 

Zu den übrigen Änderungsvorschlägen ist fol- 
gendes zu bemerken: 

1. Zu Nr. 2: 

Eine Verpflichtung zum jederzeitigen 
Eintreten ^ür die freiheitlidie demo- 
kratische Grundordnung könnte dahin 
verstanden werden, daß jeder im öffent- 
lichen Dienst Stehende ohne Rücksicht 
auf Alter, Geschlecht und Berufsstellung 
sowie auf das Maß seiner politisdien Scliu- 
lung und rednerischen Befähigung die 
Pflicht habe, in Öffentlichen Versammlun- 
gen das Wort zu ergreifen, wenn dort 
Ausführungen gemacht werden, die sich 
gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung richten. Dies ist aber weder 
zumutbar, noch wäre damit der Sache ge- 
dient. 

Auch ein körperliches Eintreten zu Ab- 
wehr gewaltsamer Angriffe gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung 
kann nicht von jedem Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes verlangt werden. 

Es bleibt daher bei dem maßvolleren 
Ausdruck ,,bekennen‘‘ und somit bei der 
Fassung der Regierungsvorlage. 

Diese Fassung entspridit der des § 52 

Abs. 2 des Entwurfs eines Bundesbeam- 
tengesetzes. Der abweichende Wortlaut 
des § 7 Abs. 1 Nr. 2 dieses Entwurfs, den 
der Bundesrat in den § 1 des Treupflicht- 
gesetzes übernommen zu sehen wünscht, 
soll noch dem § 52 Abs. 2 des , Bundes- 
beamtengesetzes angepaßt werden. Damit 
wäre die wünschenswerte Übereinstim- 
mung der die politische Treupflicht fest- 
legenden Vorschriften, auf die der Bun- 
desrat mit Redit Wert legt, in anderer 
Weise und in vollem Umfang erreicht. 

2. Zu Nr. 4: 

a) Der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Neufassung des § 4 des Entwurfs stimmt 
die Bundesregierung zu den Absätzen 
1 — 5 uneingeschränkt, zum Absatz 6 


mit der Maßgabe zu, daß der zweite 
Flalbsatz richtiger wie folgt zu lauten 
hätte: 

,,die Entscheidungen des obersten 
Verwaltungsgerichts eines Landes 
binden alle Gerichte dieses Landes 
mit Ausnahme des Landesverfas- 
sungsgerichts“ (rein redaktionell). 

b)Für den Absatz 7, den der Bundesrat 
nicht Im Wortlaut festgelegt, sondern 
nur seinem Zweck nach bezeichnet hat, 
wird folgende Fassung angeregt: 

„Fiebt die Bundesregierung eine nach 
Absatz 1 getroffene oder eine Lan- 
desregierung eine nach Absatz 2 ge- 
troffene Feststellung auf, weil sich die 
Feststellung als von vorn herein un- 
gerechtfertigt erwiesen hat, oder wird 
eine solche Feststellung aus dem glei- 
chen Grunde durch eine Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts oder 
des obersten Landesverwaltungsge- 
richts außer Kraft gesetzt, so sind 
Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
die wegen der Nichtbeachtung der 
aufgehobenen Feststellung aus dem 
Dienst entfernt oder entlassen waren, 
auf Antrag wieder einzustellen, falls 
dem nicht sonstige rechtliche FÜnder- 
nisse entgegestehen; entzogene Ver- 
sorgungsbezüge sind wieder zu ge- 
währen. Das Nähere regelt die Bun- 
desregierung durch eine mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung.“ 

3. Zu Nr. 6; 

Die Bindung des Dienststrafrichters an ein 
absolutes Strafmaß widerstreitet dem 
Wesen der Dienststrafgerichtsbarkeit. 

Die Ungleichheit in der rechtlichen Be- 
handlung der Beamten einerseits, der An- 
gestellten und Arbeiter andererseits ist 
eine natürliche Folge der auch sonst stär- 
keren rechtlichen Sicherungen des Beam- 
tenverhältnisses, ferner auch der Tatsadie, 
daß die auf Beamte anwendbaren Strafen 
mittlerer Schwere (Gehaltskürzung, Geld- 
buße bis zur Fiöhe eines Monatsgehalts) 
gegenüber Angestellten und Arbeitern 
nicht zur Verfügung stehen. 
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